












































































































Seite 1 von 11 

 

 

 

Landkreis Hameln-Pyrmont, Kreishaus, Postfach 101335, 31763 Hameln 

 

 

Flecken Aerzen 

Herr Kreye 

Kirchplatz 2 

31855 Aerzen 

 
 

Per E-Mail 
 

 

 

 

 

 

Bauleitplanung des Flecken Aerzen;  

58. Änderung des Flächennutzungsplans "Flächen für Windenergieanlagen" 

- Ihr Schreiben vom 12.07.2023, Az.: Nm/Kr 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Kreye 

 

zu der o. a. Bauleitplanung nehme ich aus Sicht des Landkreises Hameln-Pyrmont wie folgt Stellung: 

 

 

Untere Landesplanungsbehörde 

 

Grundsätzliche Anmerkung  

 Der Landkreis Hameln-Pyrmont ist als Untere Landesplanungsbehörde im übertragenden Wirkungs-

kreis tätig und ist somit auch zur Umsetzung und Einhaltung von Zielen des LROPs verantwortlich. 

Dabei ist es nicht von Belang, ob diese Ziele in einem RROP übernommen oder konkretisiert wurden. 

Die Überprüfung zur Einhaltung der Ziele des LROP 2017 mit Änderung von 2022 wird daher vom 

Landkreis Hameln-Pyrmont übernommen. 

 

Sachverhalt:  

Unter 1.4.3 auf Seite 15 und 16 der Begründung werden folgende Aussagen getroffen: Die Ge-

meinde hat sich nach Abwägung aller für und gegen die Nutzung von Waldflächen allgemein und 

der einzelnen zusammenhängenden Waldbereiche im Speziellen für die Einordnung von Wald als 

weiche Tabufläche entscheiden. Historische alte Waldstandorte, Waldschutzgebiete, National-

parks, einstweilig sichergestellte Gebiete nach § 22 Abs. 3 BNatSchG und Biosphärenreservate gibt 

es im Gemeindegebiet von Flecken Aerzen nicht.  

Zudem ist in der Tabelle zum Windenergieerlass auf S. 19 unter Raumordnung und Einordnung/An-

merkung die Aussage die Gemeinde Flecken Aerzen ist nicht Adressat der Vorgaben und eine Ein-

ordung in ggf. Restriktion soll getroffen werden. Als Ergebnis dieser Annahmen wurde die 

Dienststelle: 

Dienstgebäude: 

 

Öffnungszeiten: 
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Durchwahl: 
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Aktenzeichen: 

 

Datum: 
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Riegel C, 3. OG, Zimmer 3 C 05 

Montag bis Donnerstag 8:00 bis 12:00 Uhr  
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Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Konzentrationsfläche Windenergie im Änderungsbe-

reich A im Vergleich zum aktuellen F-Plan nach Westen hin vergrößert. 

 

Begründung:  

Die vorgelegte Planung zur Ausweisung von Flächen im Änderungsbereich A steht den Festlegungen 

von Vorrangflächen Wald des LROP (hellgrün) entgegen (s. Karte Anhang). Im LROP 2017 mit Ände-

rung aus 2022 ist unter 3.2.1 04  Satz 1 eine Zielfestlegung zu Vorranggebieten Wald getroffen wor-

den. „3.2.1 04 Satz 1 Die Waldstandorte in den in der Anlage 2 (Zeichnerische Darstellung) festge-

legten Vorranggebieten Wald sind zu erhalten und zu entwickeln.“ Im LROP heißt es dazu u. a. in der 

Begründung, Teil A: „Darüber hinaus werden in Abschnitt 3.2.1 Festlegungen zu Waldstandorten als 

Ziele der Raumordnung festgelegt, darunter erstmals Vorranggebiete Wald zur Sicherung von histo-

risch alten Waldstandorten.“ In der Begründung, Teil B werden ausführlich die Hintergründe für diese 

Festlegung erläutert. Ergänzend zur Zielfestlegung 3.2.1 04 ist zudem unter 4.2.1 02 Satz 6 aufgeführt, 

dass Wald für die windenergetische Nutzung unter Berücksichtigung seiner vielfältigen Funktionen 

und seiner Bedeutung für den Klimaschutz unter Beachtung der Festlegungen in Abschnitt 3.2.1 Ziffer 

04 Satz 1 in Anspruch genommen werden kann. Hierdurch wird deutlich, dass eine Öffnung der In-

anspruchnahme von Wald für die Windenergie im Vergleich zum LROP 2017 ohne Änderung von 

2022 grundsätzlich erwünscht ist. Davon ausgenommen sind jedoch die besagten Vorranggebiete 

Wald.  

 

Der Flecken Aerzen muss die Ziele des LROP beachten und kann keine Abschwächung eines Vor-

ranggebietes Wald zugunsten von Ausweisungen für Windenergieflächen vornehmen. Das Vorrang-

gebiet Wald mit dem Zweck der Waldfunktion ist nicht mit der Nutzung Windenergie vereinbar. Die 

Planungen zur 58. Änderung des F-Plans "Flächen für Windenergieanlagen" sind daher basierend auf 

den Zielen des LROP 2017 mit Änderung aus 2022 zu überarbeiten.  

 

 

Weitere Anmerkungen: 

 

Unter 1.4.4:  Kartendarstellung fehlt 

 

Anlage 13  ist zu aktualisieren; Ziele und Grundsätze des LROP sind aufzunehmen. RROP 2001 löschen, 

da nicht mehr in Kraft. 

 

Allgemein: Für die Änderungsbereiche A und B sind basierend auf den aktuellen Geodaten, die 

dem Landkreis vom Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz zur Verfügung gestellt worden keine Betroffenheit durch Hubschraubertiefflugstrecken festzu-

stellen.  
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Untere Bauaufsichtsbehörde 

 

Planungsrecht/Begründung der Planung 

 

Mit der vorgelegten Planung zur Steuerung von Windkraftanlagen soll das räumliche Gesamtkon-

zept für das Gemeindegebiet des Flecken Aerzen an aktuelle Gegebenheiten und Entwicklungen 

angepasst werden. Dies betrifft insbesondere auch, die gegenüber der 18. Änderung des FNP zu-

grunde gelegten Siedlungsabstände. Aus den ermittelten Suchbereichen verbleiben Im Rahmen  

der Gesamtabwägung zwei Konzentrationsflächen für die Windenergie, wobei mit dem Änderungs-

bereich  A eine Bestandfläche im Lachemer Forst erfasst ist, die neu geordnet und in den Wald hinein 

erweitert werden soll, bei dem Änderungsbereich B handelt es sich um eine Neuausweisung für die 

bereits Anträge zur Errichtung von für 3 WEA vorliegen. 

 

• Änderungsbereich A 

Die Flächengröße der dargestellten Konzentrationsfläche Windenergie orientiert sich u.a. an den 

Flurstücksgrenzen und sollen im Fall Lachemer Forst zusätzliche WEA und auch ein Repowering er-

möglichen. Damit rückt die Fläche in unmittelbare Nähe eines bekannten und dokumentierten 

Schwarzstorchhorstes heran, was artenschutzrechtlich bedenklich ist, wie auch in der Begründung 

selbst eingeräumt wird (s.a. S. Begr. S. 127 und Hinweise unter Punkt V zum Artenschutz in der Le-

gende zum FNP). Dort ist von möglichen Konflikten und Einschränkungen die Rede.  

 

In Bezug auf die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange im nachgelagerten Geneh-

migungsverfahren (Hinweise ohne Darstellungscharakter auf dem Plan) verweise ich auf § 6 WindBG 

und die dazu herausgegebene Vollzugsempfehlung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-

maschutz und des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-

cherschutz vom 19.07.2023 (s.a. Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehörde). 

 

Zudem reicht die Fläche A in Bereiche der neu im LROP ausgewiesenen Vorrangflächen für Wald.  

Die Aussage, dass es historische alte Waldstandorte im Gemeindegebiet vom Flecken Aerzen nicht 

gibt ist insofern nicht zutreffend (s. Begr. Tabelle  S. 16). Bauleitpläne sind an die Ziele der  Raumord-

nung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). 

 

 

Hinweise 

 

Begründung S. 29 und S. 124 (auch Kleinwindanlagen  

Bezüglich der Steuerung von Kleinwindkraftanlagen gibt es widersprüchliche Aussagen. In der Be-

gründung auf S. 29 dient die Planung ausschließlich der Steuerung von raumbedeutsamen Wind-

energieanlagen und nicht auch der Steuerung von Kleinwindkraftanlagen. In der Begründung auf 

S. 124 sind auch die Kleinwindanlagen erwähnt. 

 

 

Planzeichnung 

In der Planzeichnung sind die Konzentrationsflächen als Sondergebiet (SO) dargestellt und in der 

Planzeichenerklärung als Sonderbaufläche erläutert. Eine Klarstellung ist erforderlich. 
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Die Sonderbauflächendarstellung überdeckt die Planunterlage. Das darunter liegende Kataster 

sollte erkennbar sein. 

 

 

 

Untere Naturschutzbehörde 

 

Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde nehme ich zu der o. g. Flächennutzungsplanung wie folgt 

Stellung: 

 

Artenschutz 

Im Zuge der Flächennutzungsplan-Aufstellung muss umfassend geprüft werden, ob bei der Realisie-

rung der Vorgaben des Flächennutzungsplanes artenschutzrechtliche Verbote verletzt werden kön-

nen. Nach aktueller Rechtslage ist auf FNP-Ebene mindestens eine vorausschauende artenschutz-

rechtliche Prüfung zur Betrachtung vorhandener relevanter Artenvorkommen vorzunehmen. Dazu 

muss eine nachvollziehbare Vorprüfung möglicher kritischer Artenvorkommen durchgeführt und sich 

daraus möglicherweise ergebende Konflikte abgeleitet und beleuchtet werden. Dies ist insbeson-

dere erforderlich, um eine unzulässige Ausweisung potenziell undurchführbarer Planungen zu ver-

meiden.  

Auch im Hinblick auf die gesetzlichen Neuregelungen zu § 6 WindBG, demgemäß im Genehmi-

gungsverfahren eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des UVPG und eine artenschutzrecht-

liche Prüfung im Sinne der §§ 44 ff. BNatSchG nicht mehr (bzw. nur modifiziert) durchzuführen ist, wird 

eine umfassende Betrachtung des Artenschutzes bereits auf FNP-Ebene umso bedeutender und 

kann nicht auf das Genehmigungsverfahren verlagert werden. Der Antragsteller ist insbesondere 

nicht mehr verpflichtet, eine Kartierung oder einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (z. B. inkl. 

einer Habitatpotenzialanalyse oder Raumnutzungsanalyse) im Zuge des Genehmigungsverfahrens 

vorzulegen. Liegen behördlicherseits keine Daten vor oder reicht die Qualität der Daten nicht aus, 

können keine Minderungsmaßnahmen angeordnet werden (ausgenommen sind Minderungsmaß-

nahmen für das Kollisionsrisiko von Fledermäusen sowie Standard-Minderungsmaßnahmen im Rah-

men der Baufeldfreimachung).  

Seitens der UNB wurde darüber hinaus der NLWKN um fachliche Beratung in Bezug auf die Planun-

gen im Zusammenhang mit § 6 WindBG gebeten. Mit Stellungnahme vom 23.08.2023 kommt der 

NLKWN, Herr Sandkühler in enger Abstimmung mit Herrn Breuer, zu folgender Einschätzung:   

„Nach der neuen Rechtslage des § 6 Abs. 1 WindBG sind die artenschutzrechtlichen Aspekte bereits 

jetzt im Bauleitplanverfahren zu klären; sie können nicht auf das immissionsschutzrechtliche Verfah-

ren verschoben werden, weil dort die artenschutzrechtliche Prüfung entfällt.“ 

In der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB sollen die voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-

wirkungen auf die Belange des § 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a BauGB ermittelt und in einem Um-

weltbericht beschrieben sowie bewertet werden. Zu den Belangen des Umweltschutzes gehören 

insbesondere die Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen, d. h. es werden z. B. auch die Vorgaben der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelungen und der FFH-Richtlinie im Umweltbericht beschrieben und 

bewertet (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 15. Aufl. 2022, BauGB § 2 Rn. 13). Ist ein Belang für die Ab-

wägung im Rahmen der Beurteilung der Umweltauswirkungen relevant, ist dieser Belang zwingend 

zu überprüfen (BeckOK BauGB/Uechtritz, 57. Ed. 1.9.2022, BauGB § 2 Rn. 76). Daher ist es aus natur-

schutzbehördlicher Sicht unerlässlich, die artenschutzrechtlichen Belange bereits im Zuge der FNP-

Aufstellung umfassend zu beleuchten. Insbesondere bei vorliegenden Kenntnissen über Vorkom-

men streng geschützter, störungsempfindlicher und / oder kollisionsgefährdeter Arten sind alle 
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potentiell betroffenen Arten zu betrachten und umfassend in die Abwägung einzubeziehen. Zudem 

ist zu prüfen, ob in Bezug auf artenschutzrechtliche Untersuchungen eine Verlagerung auf die Ge-

nehmigungsebene vor diesem Hintergrund noch zulässig ist.  

In Bezug auf die abwägungsrelevanten Umweltauswirkungen für die beiden geplanten Änderungs-

bereiche bedeutet dies im Besonderen folgendes:  

 

 „Änderungsbereich A“ 

Bestandteil der Unterlagen zur FNP-Änderung ist der Fachbeitrag zum Artenschutz (FbzA) des Büros 

Corax vom 21.05.2023 sowie die nicht öffentlich ausgelegte Überarbeitung vom 08.07.2023. Gemäß 

diesen beiden Gutachten werden die kartierten Horststandorte dargestellt. Es wird sowohl auf die zu 

berücksichtigende Liste gemäß Anlage 1 zur § 45b BNatSchG hingewiesen als auch auf das Prü-

fungserfordernis, ob eine Störung der Vögel gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG vorliegt. Letzteres 

richtet sich nach dem Leitfaden zur Umsetzung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmi-

gung von Windenergieanlagen in Niedersachsen (Nds. MBl. Nr. 7/2016) (nachfolgend: Artenschutz-

leitfaden). Eine umfassende Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der Kartierungen und der 

rechtlichen Situation in Bezug auf die Festsetzungen gemäß FNP-Entwurf ist jedoch nicht erfolgt.  

Das Gutachten bestätigt das Vorkommen von zwei Wespenbussarden westlich von Wahrendahl, 

bei denen es sich laut Gutachter nicht umziehende Vögel handele. Der Wespenbussard gilt als kol-

lisionsgefährdete Brutvogelart gemäß Anlage 1 Abschnitt 1 zu § 45b BNatSchG. Die Errichtung von 

WEA in einem Bereich von 500 Metern um den Brutplatz ist nicht zulässig, da hier das Tötungs- und 

Verletzungsrisiko für diese Art signifikant erhöht ist. Anhand einer einmaligen Beobachtung wird in 

dem Gutachten geschlussfolgert, dass im Bereich der Fierwand und somit deutlich außerhalb des 

500 Meter-Radius ein Brutplatz vorliegt. Dies ist aus fachlicher Sicht nicht anhand einer einmaligen 

Beobachtung hinreichend belegbar und hätte folglich näher überprüft werden müssen. Um Ver-

stöße gegen geltendes Recht auszuschließen, halte ich somit zunächst konkretere Untersuchungen 

für erforderlich. Dies hat bereits auf FNP-Ebene zu erfolgen und kann nicht auf die Genehmigungs-

ebene verlagert werden (siehe oben genannte Ausführungen zu § 6 WindBG).  

In dem Gutachten wird zudem ein Schwarzstorchhorst kartiert. Dieser ist der UNB bereits seit mehre-

ren Jahren als traditioneller Brutstandort bekannt und wird artenschutzfachlich betreut und über-

wacht. Von Seiten des Gutachters wird darauf hingewiesen, dass in Bezug auf den Schwarzstorch 

die Vorgaben des Artenschutzleitfaden zu berücksichtigen sind, um auszuschließen, dass das Stö-

rungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG einschlägig wird. In der Abwägung wird darauf ver-

wiesen, dass durch die geplante Erweiterung der Konzentrationsfläche noch näher an den Schwarz-

storchhorst herangerückt werden würde (auf ca. 100 m). Die in der Begründung dargestellte Abwä-

gung stellt dar, dass zwar Auswirkungen auf den Schwarzstorch, insbesondere in der Bauphase und 

Störungen während der Betriebsphase, nicht auszuschließen seien, diese würden aber im Genehmi-

gungsverfahren bewältigt werden können. Wie entsprechende Maßnahmen zum Schutz des Horstes 

aussehen können wird in den zur Verfügung gestellten Unterlagen nicht dargelegt. Vielmehr wird die 

pauschale Annahme ohne nähere Darlegung getroffen, dass nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit 

damit zu rechnen sei, dass Windenergieanlagen innerhalb der geplanten Flächenausweisung an 

artenschutzrechtlichen Verboten scheitern würden.  

Aus naturschutzfachlicher Sicht reicht es nicht aus, in der Abwägung die Vorbelastung im Zusam-

menhang mit § 2 EEG ohne umfassende Betrachtung der Verbotstatbestände gemäß § 44 

BNatSchG über bundesrechtliche Naturschutzvorgaben hinwegzusetzen. Insbesondere da hier aus 

fachlicher Sicht nicht auf den Gewöhnungseffekt in Bezug auf die bereits vorhandenen WEA und 

dem Schwarzstorch abgezielt werden kann. Ein noch deutlich näheres Heranrücken der Konzentra-

tionszone stellt eine neue Situation dar, für die eine umfassenden Neubewertung in fachlicher als 
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auch in rechtlicher Sicht erforderlich ist. Da der Schwarzstorch hier bereits seit Jahren brütet, kann 

aus fachlicher Sicht auch nicht darauf abgezielt werden, dass Untersuchungen im Zuge der FNP-

Aufstellung nur eine Momentaufnahme darstellen.  

Nach meiner fachlichen Einschätzung kann bereits ein minimales Unterschreiten des derzeitigen Ab-

standes, insbesondere mit gleichzeitiger Erhöhung der WEA-Menge und ggf. größerer Anlagenhöhe, 

zu einer erheblichen Störung des Schwarzstorches mit einhergehendem Verlust des Brutplatzes füh-

ren. Dies bestätigen auch fachwissenschaftliche Erkenntnisse. So sieht beispielsweise der Nieder-

sächsische Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) in seinen Vollzugs-

hinweisen für den Schwarzstorch eine Gebietsberuhigung im Umkreis des Brutstandorte von 300 Me-

tern vor. Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) 

sieht für den Schwarzstorch eine Einrichtung von Horstschutzzonen (mind. 200 m Radius um Horst; z.B. 

keine forstlichen Arbeiten zur Brutzeit; außerhalb der Brutzeit möglichst nur Einzelstammentnahme) 

sowie die Vermeidung von Störungen an den Brutplätzen und Nahrungsflächen von März bis August 

vor. Dies verdeutlicht nach fachlicher Einschätzung die Störungsempfindlichkeit dieser Art.   

Aus fachlicher Sicht sind keine Schutzmaßnahmen bekannt, die die Störungswirkung in Bezug auf 

den Schwarzstorch bei noch weiterem Heranrücken so minimieren, dass mit hinreichender Wahr-

scheinlichkeit kein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ausgelöst würde und gleichzeitig die 

Wirtschaftlichkeit für einen potentiellen Anlagenbetreiber gewährleistet wäre.  

Seitens der UNB wurde darüber hinaus der NLWKN um fachliche Beratung in Bezug auf die Planun-

gen im Zusammenhang mit dem Schwarzstorch gebeten. Mit Stellungnahme vom 23.08.2023 kommt 

der NLKWN, Herr Sandkühler in enger Abstimmung mit Herrn Breuer zu folgender Einschätzung:   

Dies bestätigt auch der NLWKN mit Stellungnahme  

„Der Schwarzstorch gilt nach der aktualisierten Rechtslage nicht als an WEA kollisionsgefährdete Art 

ganz gleich, wie nahe die WEA an den Brutplatz gebaut werden. Das Störungs- und Schädigungsri-

siko am Brutplatz bleibt indessen artenschutzrechtlich mit Bezug zu § 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BNatSchG 

beachtlich. In diesem Zusammenhang gilt der Gem. RdErl. des Ministeriums für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz vom 24.02.2016 (Windenergieerlass) als Beurteilungsmaßstab. Nach hiesiger Einschät-

zung sind die von Ihnen geschilderten Veränderungen im Änderungsbereich A mit wesentlichen 

Veränderungen der gesamten Waldstruktur im Umfeld des Schwarzstorchbrutplatzes verbunden. 

Verringerungen bzw. Auflösung von Waldschutzstreifen, Etablierung von breiten Schneisen und Frei-

flächen im Bereich der Anlagenstandorte stellen dauerhafte und nachhaltige Veränderungen der 

Wald- und damit der Lebensraumstruktur im unmittelbaren Umfeld (bis 100 m) eines langjährigen 

Schwarzstorchbrutplatzes dar. Bekanntermaßen reagieren Schwarzstörche sehr empfindlich auf der-

artige massive Strukturveränderungen in ihrem bekannten Lebensraumgefüge. Weiterhin ist bei ei-

nem Heranrücken von WEA bis zu 100 m an den Schwarzstorchbrutplatz eine deutliche Zunahme 

von bau-, anlage- und betriebsbedingten Störwirkungen zu erwarten. Insbesondere von den die 

beiden letztgenannten Störwirkungskomplexen ist von einer dauerhaften Wirkung auszugehen.  

Aus fachlicher Sicht kann letzten Endes vor dem Hintergrund der o.g. Gründe eine erhebliche Stö-

rung nicht mit einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. Es wird empfohlen, 

den derzeitigen Abstand von 350 m nicht zu unterschreiten.“  

Hier besteht daher nach Auffassung der UNB dringender Nachbearbeitungsbedarf.  

Für den Mäusebussard wird im Umweltbericht für Änderungsbereich A keine Aussage getroffen, ob-

wohl dieser gemäß Gutachten des Büro Corax mehrfach kartiert wurde.  

Zum Rotmilan wurden keine Aussagen getroffen, obwohl von Seiten der UNB des Landkreises Ha-

meln-Pyrmont und Schaumburg als angrenzender betroffener Landkreis im Zuge der 
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Vorabbeteiligung auf die Bedeutung dieser Art hingewiesen wurde. Es ist insbesondere in den Wald-

randbereichen mit Vorkommen zu rechnen.  

 

„Änderungsbereich B“ 

Bestandteil der Unterlagen zur FNP-Änderung ist die Artenschutzfachliche Stellungnahme des Land-

schaftsarchitekturbüro Georg von Luckwald vom Mai 2023. Gemäß Anlage 1 zum BNatSchG gilt der 

Uhu im 500 Meter-Radius (Nahbereich) als kollisionsgefährdet. Innerhalb dieses Radius ist die Errich-

tung von WEA daher nicht zulässig. Auf FNP-Ebene ist der Brutstandort des Uhus nicht festgestellt 

worden. Sollte sich ein Großteil des Änderungsbereichs B innerhalb dieses 500 Meter-Radius um den 

Horst befinden, wäre die Errichtung von WEA hier nicht zulässig. Eine abschließende Beurteilung ist 

aufgrund der fehlenden Kenntnislage über den Brutstandort derzeit nicht möglich.  

 

Gesamtbewertung Artenschutz 

Aus den öffentlich ausgelegten Unterlagen (Umweltbericht und Begründung) gehen Erfordernisse 

zur Einhaltung artenschutzrechtlicher Vorgaben (insbesondere Störungsverbot gem. § 44 BNatSchG) 

nur sehr eingeschränkt hervor. Im Umweltbericht werden zwar die jeweiligen Schutzgüter angespro-

chen, die Inhalte sind allerdings oberflächlich gehalten und verweisen auf erforderliche Untersu-

chungen im Genehmigungsverfahren.  

Augenscheinlich fanden ausschließlich Erfassungen von Großvogelnestern statt. Sonstige vorkom-

mende Arten bzw. Artengruppen werden nicht näher betrachtet. Es wird in den öffentlich ausge-

legten Unterlagen auf das Genehmigungsverfahren hingewiesen. Ohne sich auf FNP-Ebene mit den 

offensichtlich betroffenen Arten näher zu befassen, kann aus fachlicher Sicht nicht beurteilt werden, 

ob die Errichtung von WEA einen Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbote auslösen würden. 

Dies halte ich insbesondere im Hinblick auf die Sensibilität der beiden Standorte im Wald (Lachemer 

Forst) bzw. im Waldrandbereich (Grießem) sehr kritisch. Hier ist nach Auffassung der UNB entspre-

chend nachzuarbeiten, insbesondere im Hinblick auf Fledermäuse, Brutvögel (und ggf. weitere 

Waldarten für Änderungsbereich A). Für Änderungsbereich A halte ich eine vollständige Darstellung 

der Artenschutzbelange von Großvogelarten und eine Einzelfallbetrachtung der in dem Gebiet be-

sonders relevanten Arten (insbesondere Schwarzstorch als störungsempfindliche Art) für erforderlich.  

Eine Abfrage, z. B. zu Fledermausvorkommen der letzten Jahre in den Plangebieten hat weder bei 

der UNB stattgefunden, noch ist den Unterlagen zu entnehmen, dass entsprechende Daten bei den 

Regionalbetreuern oder über sonstige offiziell anerkannte Portale erfragt wurden. Aus fachlicher 

Sicht ist dies bereits auf FNP-Ebene für eine umfassende Abwägung die Mindestvoraussetzung und 

aus fachlicher Sicht eine zumutbare Alternative gegenüber eigener Datenerfassungen.  

Ich weise kritisch darauf hin, dass bauleitplanerische Festlegungen, die wegen entgegenstehender 

artenschutzrechtlicher Verbote nicht vollzugsfähig sind, als eine rechtlich nicht erforderliche Planung 

einzustufen wären. Bereiche mit einem zu erwartenden erheblichen Konfliktpotential sollten daher 

von den Planungen als Konzentrationszone ausgenommen werden. Dies betrifft aus fachlicher Sicht 

insbesondere die Bereiche des geplanten Änderungsbereich A, bei denen ein Heranrücken der Pla-

nungen auf einen Abstand von weniger als 350 Metern an den vorhandenen Schwarzstorchhorst 

vorgesehen sind.    

Die artenschutzrechtlichen Belange können nach Auffassung der UNB erst nach Ergänzung bzw. 

Vervollständigung der Planunterlagen abschließend beurteilt werden.  

 

Biotopverbund 

Die Bedeutung des Biotopverbundes ist aus fachlicher Sicht nicht hinreichend beleuchtet worden. 

So sollte die Zerschneidungswirkung durch die Planungen für Planfläche A insbesondere im Hinblick 
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auf den Waldverbund beleuchtet werden. Eine Verbundachse mit landes- und bundesweiter Be-

deutung grenzt unmittelbar an das Plangebiet heran. Diese ist auch im LROP (aktuelle Änderungs-

Verordnung des LROP vom 07.09.2022) dargestellt. Für Arten wie die Wildkatze sind diese Flächen 

von zentraler Bedeutung, sodass die Verbundfunktion dieses Waldgebietes und mögliche Auswir-

kungen (insbesondere Lebensraumverlust und Störungswirkung) durch das Planvorhaben nicht au-

ßer Betracht gelassen werden kann. Dabei sollte auch der Aspekt der Herstellung der Zuwegung in 

den Blick genommen werden. Der bloße Hinweis in der Begründung (S. 41), es könne durch den Bau 

von Windenergieanlagen zu Habitatverlusten für die Wildkatze kommen, wird aus fachlicher Sicht 

nicht für ausreichend gehalten. 
 
 
Eingriffsregelung  

Gemäß § 18 BNatSchG i. V. m. § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraus-

sichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB bezeichneten Schutzgütern in der 

Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitplanung). 

Bereits auf FNP-Ebene soll der Ausgleich durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach 

§ 1a Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 5 BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich dargestellt werden. 

Um die Eingriffe in Bezug auf die o. g. Schutzgüter festzustellen, die voraussichtlich aus der Umsetzung 

des FNP resultieren werden, ist eine naturschutzfachliche Betrachtung und Bewertung erforderlich. 

Zwar ist eine detaillierte Eingriffsbewertung mit konkreten Ausgleichsmaßnahmen im Detail auf FNP-

Ebene nicht zwingend erforderlich und zum Teil nicht möglich, eine überschlägige Betrachtung zur 

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung wird allerdings aus naturschutzfachlicher Sicht für notwendig erach-

tet, da diese Thematik abwägungsrelevant ist.  

Aus den Unterlagen muss für eine naturschutzfachliche Beurteilung daher einerseits hervorgehen, 

wie der etwa zu erwartende Ausgleichsbedarf zu beurteilen ist. Andererseits müssen die Grundzüge 

eines umsetzbaren Ausgleichskonzeptes zur Verdeutlichung der prinzipiellen Kompensierbarkeit der 

voraussichtlichen Eingriffe erkennbar werden. 

 

 

Redaktionelles 

Die gesetzlichen Grundlagen in der Begründung stimmen z. T. nicht überein bzw. sind veraltet:  

Es wird sich nicht auf die aktuellen Gesetzesgrundlagen im Nds. Naturschutzrecht bezogen. Das Nie-

dersächsische Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) wurde inhaltlich 

angepasst und in Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) umbenannt [vom 19. Februar 

2010 (Nds. GVBl. S. 104 - VORIS 28100 -), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Sep-

tember 2022 (Nds. GVBl. S. 578)].  

Es wird sich auf § 28a NNatG im Zusammenhang mit besonders geschützten Biotopen und ge-

schützte Landschaftsbestandteile bezogen.  

- Geschützte Landschaftsbestandteile sind in § 29 BNatSchG i. V. m. § 22 NNatSchG geregelt 

- Gesetzlich geschützte Biotope sind in § 30 BNatSchG i. V. m. § 24 NNatSchG geregelt 

Die Abstände zu den FFH-Gebieten stimmen nicht überein. Zudem handelt es sich bei dem nächst-

gelegenen FFH-Gebiet auf Seiten des Landkreises Hameln-Pyrmont um das FFH-Gebiet „Rinder-

weide“ in ca. 3,5 km Entfernung, nicht um das FFH-Gebiet „Emmertal“.  
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Untere Waldbehörde 

 

Aus Sicht der Unteren Waldbehörde nehme ich zu der o. g. Flächennutzungsplanung wie folgt Stel-

lung: 

Kapitel 4.2.8 der Begründung verweist auf das LROP 2017. Nicht berücksichtigt wurde augenschein-

lich die aktuelle Änderungs-Verordnung des LROP vom 07.09.2022. Die darin getroffenen Festlegun-

gen zu historisch alten Waldstandorten, die als Ziel der Raumordnung als Vorranggebiete Wald ge-

sichert sind, sind in den Unterlagen nicht berücksichtigt worden. Die Unterlagen sind entsprechend 

zu überarbeiten.  

Die Erweiterungsfläche des Änderungsbereich A gründet gemäß LROP größtenteils auf historisch al-

tem Waldboden. Diese Wälder zeichnen sich gemäß LROP u. a. dadurch aus, dass sie in der heuti-

gen Kulturlandschaft nicht „neu erzeugt" werden können. Die Zerstörung oder die erhebliche Beein-

trächtigung dieser Waldstandorte kann nicht ausgeglichen werden. Durch Aufforstungen auf einer 

anderen Fläche (Ersatzaufforstungen) ist der Flächenverlust an Wald zwar grundsätzlich ersetzbar, 

die spezifischen, an den konkreten Standort angepassten Lebensgemeinschaften und das dort ent-

standene Bodengefüge und Bodenleben sind es jedoch i. d. R. nicht. Aus diesem Grund halte ich 

aus waldrechtlicher Sicht die Erweiterungsfläche im Bereich Lachemer Forst für die Festsetzung als 

Sonderbaufläche Konzentrationsfläche Windenergie für ungeeignet.   

Sollte weiterhin an den Planungen festgehalten werden, weise ich auf folgendes hin:  

Bei den Waldbeständen im Änderungsbereich A handelt es sich überwiegend um Nadel/Laubholz-

mischbestände unterschiedlicher Altersstufen. Hier wird im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 

eine Waldumwandlung gem. § 8 NWaldLG erforderlich. Waldumwandlungsrelevant sind u. a. dau-

erhaft benötigte Standflächen und Kranstellflächen der jeweiligen WEA, temporärere Bauhilfsflä-

chen, Trafostation, Neu- und Ausbau des Wegenetzes, Verlegung von Kabeltrassen sowie die Flä-

chen, bei denen der Bewuchs aufgrund des Überstrichbereiches der Rotorblätter regelmäßig kurz-

gehalten werden müssen.    

Insbesondere aufgrund der Größenordnung der erforderlichen Waldumwandlung wird eine über-

schlägige Betrachtung zur forstfachlichen Eingriffsbewertung auf FNP-Ebene für notwendig erach-

tet. Bereits hier sollten Möglichkeiten einer Ersatzaufforstung berücksichtigt werden.  

In der Begründung wird in Bezug auf Waldabstände für Änderungsbereich B auf das Genehmigungs-

verfahren verwiesen. Aus waldrechtlicher Sicht ist aufgrund der Gefahrenabwehr grundsätzlich ein 

Mindestabstand von Wald zu Bebauung im Umfang von mindestens einer Baumlänge einzuhalten. 

Dies sollte hier aus forstfachlicher Sicht – ausgehend vom äußersten Rand der Rotorblattspitze – ein-

gehalten werden. Bei einer Rotor-out-Planung würde ggf. für den Überstreichbereich der Rotorblät-

ter eine Waldumwandlung gem. § 8 NWaldLG erfordern.   

Ergänzend dazu sollte im FNP darauf hingewiesen werden, dass für Windenergieplanungen im Wald 

ein umfassendes Waldbrandschutzkonzept im Genehmigungsverfahren vorzulegen ist. Hierfür wer-

den folgende Punkte aus waldbehördlicher Sicht näher zu betrachten sein: Erforderlichkeit einer au-

tomatischen Löschanlage, unterirdisches Löschwassersystem, Anlegen von Brandschutzschneisen.  

 

 

Untere Denkmalschutzbehörde 

 

Aus Sicht der archäologischen Denkmalpflege (Bodenarchäologie) nehme ich zu der o. g. Flächen-

nutzungsplanung wie folgt Stellung: 

Die Planungen im Bereich der zwei Konzentrationsflächen (Änderungsbereiche A und B) berühren 

archäologische Belange.  
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Änderungsbereich A:  

Im Planbereich der Änderung A sind mehrere mutmaßliche Hügelgräber (Egge FStNr. 2, 9) bekannt. 

Darüber hinaus sind aus dem unmittelbaren Umfeld des Änderungsbereichs A weitere mutmaßliche 

Grabhügel (Egge FStNr. 5, 8, 10; Dehmkerbrock FStNr. 2) überliefert.  

Änderungsbereich B:  

Im unmittelbaren Umfeld des Änderungsbereiches sind mehrere Fundstellen (Grießem FStNr. 2, 5; 

Holzhausen FStNr. 8) bekannt. 

Bei den genannten Fundstellen im Bereich der Konzentrationsflächen handelt es sich um Hinterlas-

senschaften einer intensiv aufgesiedelten, jedoch bislang nur teilweise erschlossenen Kulturland-

schaft, zu der auch die o.g. Änderungsbereiche A und B gehören. Mit dem Auftreten archäologi-

scher Bodenfunde innerhalb der Konzentrationsflächen ist zu daher rechnen. Durch die geplanten 

Bau- und Erdarbeiten würden die archäologischen Kulturdenkmale in Teilen unwiederbringlich zer-

stört. Sämtliche in den Boden eingreifenden Erdarbeiten, wie Rodungs- und Erschließungsarbeiten, 

Oberbodenabtrag und alle in den Unterboden reichenden Bodeneingriffe im Bereich der des o.g. 

Geltungsbereiches bedürfen daher einer denkmalrechtlichen Genehmigung gemäß § 10 i. V. m. §§ 

12-14, 35 NDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde. 

Es wird darum gebeten, die Information bzgl. der besonderen archäologischen Relevanz der Kon-

zentrationsflächen (Änderungsbereiche A und B) durch Aufnahme in die Planbegründung und 

durch einen entsprechenden Hinweis auf dem Plan selbst den Zulassungsbehörden und den für die 

Bau- und Erdarbeiten im Plangebiet Verantwortlichen zur Kenntnis zu geben. 

 

 

Untere Immissionsschutzbehörde 

 

Folgende Hinweise werden gegeben: 

       

Begründung - Teil 1 

- Zu Kapitel 3.2 (Typische Auswirkung von Windenergieanlagen; optisch bedrängende Wir-

kung):  

  

Mit Wirkung vom 01.02.2023 wurde in § 249 Abs. 10 BauGB eine bundesgesetzliche Regelung zu 

Siedlungsabständen in Bezug auf eine optisch bedrängende Wirkung aufgenommen. Der Ge-

setzgeber geht von einem Mindestabstand der Windenergieanlage (WEA) zu einer zulässigen 

baulichen Nutzung zu Wohnzwecken aus, der mindestens der zweifachen Höhe der WEA ent-

spricht. Ausgehend von der vom Flecken Aerzen festgelegten Referenzanlage von 200 m GH 

ergibt sich rechnerisch ein Abstand von 400 m. Dieser Abstand entspricht der vorgesehenen har-

ten Tabuzone für den Siedlungsabstand. 

 

- Zu Kapitel 5.4.4 (Artenschutzfachlich relevante Bereiche; Uhu) sowie Kapitel 7.4.5 (Arten-

schutz/ Genehmigungsverfahren): 

 

Die Begründung zum FNP sieht u. a. vor, im Zuge eines zukünftigen immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens zu klären, ob und wo im Pyrmonter Forst ein Brutplatz des Uhus vor-

handen ist. Ich weise darauf hin, dass nach derzeitiger Rechtslage gem. § 6 Abs. 1 WindBG eine 

artenschutzrechtliche Prüfung (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren nicht durchzuführen ist, sofern das Windenergiegebiet nicht in einem Natura 
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2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nationalpark liegt. Diese Regelung ist gem. 

§ 6 Abs. 2 WindBG befristet und gilt für Genehmigungsanträge, die bis spätestens zum 30.06.2024 

gestellt werden. 

 

- Zu Kapitel 6.4.1 (Zu den ausgewiesenen Versorgungsflächen für Windenergie [FNP] und dem 

Repowering-Interesse) und Kapitel 6.6.2 (Aufhebung von drei im rechtswirksamen FNP aus-

gewiesenen Konzentrationsflächen): 

 

Im Hinblick auf die geplante Aufhebung der Bestandsfläche „Im Unteren Felde“ (östlich von 

Reinerbeck, drei Bestands-WEA) weise ich auf die (zeitlich befristete) planungsrechtliche Privile-

gierung von Repoweringvorhaben nach Maßgabe der §§ 245e Abs. 3, 249 Abs. 3 BauGB hin. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

(Seifert) 



MKuczera
Rechteck
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